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SCHUA/064/2026

 Stadtdirektor Hintzsche

 
 

Sitzung des Schulausschusses am 06. Oktober 2026

Anfrage der AfD-Ratsfraktion: Bekenntnisgrundschulen in Düsseldorf

 

Frage 1:

Wie viele Gemeinschaftsgrundschulen, katholische Bekenntnisgrundschulen, evangelische 

Bekenntnisgrundschulen sowie sonstige Bekenntnis- bzw. Weltanschauungsgrundschulen 

bestehen derzeit im Gebiet der Landeshauptstadt Düsseldorf? (Bitte aufschlüsseln nach 

Schulformen und Stadtbezirken)

 

Antwort:

Die angefragte Darstellung der Zahlen ist folgender Tabelle zu entnehmen:

Frage 2:

Wie hat sich die Anzahl der Gemeinschaftsgrundschulen, katholischen 

Bekenntnisgrundschulen, evangelischen Bekenntnisgrundschulen sowie sonstigen 

Bekenntnis- bzw. Weltanschauungsgrundschulen in Düsseldorf in den vergangenen zehn 

Schuljahren entwickelt? (Bitte die Entwicklung jahrgangsweise darstellen und etwaige 

Umwandlungen von Schulen zwischen den einzelnen Schulformen gesondert ausweisen.)

 

Antwort:

Die angefragte Darstellung der Zahlen ist folgender Tabelle zu entnehmen:

 

 
In den letzten zehn Jahren haben sich lediglich zwei Änderungen ergeben. Zum Schuljahr 

2019/20 hat sich durch die Neugründung der GGS Steinkaul (vorher Teilstandort der St. 

Apollinaris-Schule) die Zahl der Gemeinschaftsgrundschulen um eine erhöht. Zum aktuellen 

Schuljahr hat sich durch die Umwandlung der Schule an der Mettmanner Straße die Zahl der

Katholischen Grundschulen um eine reduziert und die Zahl der Gemeinschaftsgrundschulen 

um eine erhöht.
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Frage 3:

In welchen Stadtteilen sieht die Verwaltung gegenwärtig einen zusätzlichen Bedarf an 

Bekenntnis- oder Weltanschauungsgrundschulen?

Antwort:

Aus Sicht der Verwaltung besteht in keinem Stadtteil- oder bezirk ein zusätzlicher Bedarf an 

Bekenntnis- oder Weltanschauungsschulen. Die Entscheidung zur Änderung einer Schulart 

obliegt den jeweiligen Schulen, wird von der Verwaltung nicht beeinflusst und kann unter den

im Schulgesetz normierten Voraussetzungen innerhalb einer Schulgemeinde angestoßen 

und bei Vorliegen einer ausreichenden Mehrheit in einem Bestimmungsverfahren umgesetzt 

werden.

 

 




